
 

Große Anfrage 

Fraktion der AfD 

Verpflichtungserklärungen und Erstattungsbescheide in Hessen 
 
 
 
Personen, die auf Basis einer Aufnahmeanordnung des Landes nach § 23 Abs. 1 Aufenthaltsge-
setz (AufenthG) eine Aufenthaltserlaubnis erhalten, sind Leistungsberechtigte nach § 1 Abs. 1 
Nr. 3 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). Die Länder führen das AsylbLG als eigene An-
gelegenheit aus und tragen die hierdurch entstehenden Kosten (vgl. BT-Drs. 19/5984, Antwort 
auf Frage 79). In den Fällen, in denen von Dritten eine Verpflichtungserklärung abgegeben 
wurde, sind die angefallenen Kosten jedoch vom Verpflichtungsgeber zurückzufordern.  

Dazu heißt es in § 68 Abs. 1 AufenthG: „Wer sich der Ausländerbehörde oder einer Auslands-
vertretung gegenüber verpflichtet hat, die Kosten für den Lebensunterhalt eines Ausländers zu 
tragen, hat für einen Zeitraum von fünf Jahren sämtliche öffentlichen Mittel zu erstatten, die für 
den Lebensunterhalt des Ausländers einschließlich der Versorgung mit Wohnraum sowie der 
Versorgung im Krankheitsfalle und bei Pflegebedürftigkeit aufgewendet werden, auch soweit 
die Aufwendungen auf einem gesetzlichen Anspruch des Ausländers beruhen.“  

In welchem Umfang Verpflichtungserklärungen abgegeben wurden, geht beispielhaft aus der 
Drs. 18/185 des Niedersächsischen Landtages hervor. Die Höhe und der Umfang der Erstat-
tungsbescheide, die aus den abgegebenen Verpflichtungserklärungen resultieren, zeigen unter 
anderem BT-Drs. 19/5984 (Antwort auf Frage 81) sowie die BT-Drs. 19/6484, die die Erstat-
tungsforderungen der einzelnen Jobcenter aufzeigt, die als gemeinsame Einrichtungen geführt 
werden. 
 
W i r   f r a g e n   d i e   L a n d e s r e g i e r u n g : 
 
1. Wie viele Personen sind nach Kenntnis der Landesregierung im Rahmen eines Landesauf-

nahmeprogramms gemäß § 23 Abs. 1 AufenthG seit dem Jahr 2013 bis heute eingereist 
(bitte nach einzelnen Kommunen und Jahren getrennt aufschlüsseln)? 

 
2. Für wie viele der nach Frage 1 aufgenommenen Personen wurde nach Kenntnis der Lan-

desregierung eine Verpflichtungserklärung nach § 68 Abs. 1 AufenthG abgegeben (bitte 
nach einzelnen Kommunen aufschlüsseln)? 

 
3. Wie viele der nach Frage 1 aufgenommenen Personen haben nach Kenntnis der Landesre-

gierung nach der Einreise einen Asylantrag gestellt (bitte nach einzelnen Kommunen auf-
schlüsseln)? 

 
4. Wie gestaltete sich nach Kenntnis der Landesregierung die Beratungspraxis der Kommu-

nen in dem Verfahren zur Abgabe von Verpflichtungserklärungen (bitte nach einzelnen 
Kommunen aufschlüsseln)? 

 
5. In welcher Art und Weise wurde nach Kenntnis der Landesregierung geprüft, ob ein Ver-

pflichtungsgeber bzw. Bürge finanziell in der Lage war, im Bürgschaftsfall zu leisten? 
 
6. Wie viele Erstattungsbescheide, die auf einer Verpflichtungserklärung nach § 68 Abs. 1 

AufenthG beruhen, wurden nach Kenntnis der Landesregierung durch nachfolgende zuge-
lassene kommunalen Träger bis heute erstellt (bitte getrennt ausweisen): 

a) Jobcenter Rheingau-Taunus-Kreis (Träger-Nr. 45904), 

b) Jobcenter Bergstraße (Träger-Nr. 41502), 

c) Jobcenter Hersfeld-Rotenburg (Träger-Nr. 41102), 

d) Jobcenter Darmstadt-Dieburg (Träger-Nr. 41506), 

e) Jobcenter Vogelsbergkreis (Träger-Nr. 42704), 
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f) Jobcenter Marburg-Biedenkopf (Träger-Nr. 44702), 

g) Jobcenter Lahn-Dill-Kreis (Träger-Nr. 44304), 

h) Jobcenter Hochtaunuskreis (Träger-Nr. 43302), 

i) Jobcenter Odenwaldkreis (Träger-Nr. 41508), 

j) Jobcenter Main-Kinzig-Kreis (Träger-Nr. 43102), 

k) Jobcenter Fulda (Träger-Nr. 41110), 

l) Jobcenter Main-Taunus-Kreis (Träger-Nr. 43304), 

m) Jobcenter Groß-Gerau (Träger-Nr. 43306), 

n) Jobcenter Offenbach (Träger-Nr. 45108), 

o) Jobcenter Wiesbaden, Landeshauptstadt (Träger-Nr. 45902), 

p) Jobcenter Offenbach am Main, Stadt (Träger-Nr. 45148)? 
 
7. Wie viele Erstattungsbescheide, die auf einer Verpflichtungserklärung nach § 68 Abs. 1 

AufenthG beruhen, wurden nach Kenntnis der Landesregierung bis heute wieder zurück-
genommen (bitte die Anzahl sowie die Höhe der Erstattungsbescheide nach den in Frage 6 
genannten kommunalen Trägern getrennt ausweisen)? 

 
8. Wie viele Erstattungsforderungen, die auf einer Verpflichtungserklärung nach § 68 Abs. 1 

AufenthG beruhen, wurden nach Kenntnis der Landesregierung bisher beglichen (bitte die 
Anzahl sowie die Höhe der Erstattungsforderungen nach den in Frage 6 genannten kom-
munalen Trägern getrennt ausweisen)? 

 
9. Wie viele Erstattungsforderungen, die auf einer Verpflichtungserklärung nach § 68 Abs. 1 

AufenthG beruhen, wurden nach Kenntnis der Landesregierung bisher noch nicht begli-
chen (bitte die Anzahl sowie die Höhe der Erstattungsforderungen nach den in Frage 6 ge-
nannten kommunalen Trägern getrennt ausweisen)? 

 
10. Bei wie vielen Erstattungsforderungen, die auf einer Verpflichtungserklärung nach § 68 

Abs. 1 AufenthG beruhen, wurde nach Kenntnis der Landesregierung ein Mahnverfahren 
eingeleitet (bitte die Anzahl sowie die Höhe der Erstattungsforderungen nach den in Frage 
6 genannten kommunalen Trägern getrennt ausweisen)? 

a) Wie viele Mahnverfahren konnten bereits abgeschlossen werden (bitte Anzahl und 
Höhe ausweisen)?  

b) Wie viele Mahnverfahren konnten bisher noch nicht abgeschlossen werden (bitte An-
zahl und Höhe ausweisen)? 

 
11. Bei wie vielen Erstattungsforderungen, die auf einer Verpflichtungserklärung nach § 68 

Abs. 1 AufenthG beruhen, wurde nach Kenntnis der Landesregierung ein Vollstreckungs-
verfahren eingeleitet (bitte die Anzahl sowie die Höhe der Erstattungsforderungen nach 
den in Frage 6 genannten kommunalen Trägern getrennt ausweisen)? 

a) Wie viele Vollstreckungsverfahren konnten bereits abgeschlossen werden (bitte An-
zahl und Höhe ausweisen)?  

b) Wie viele Vollstreckungsverfahren konnten bisher noch nicht abgeschlossen werden 
(bitte Anzahl und Höhe ausweisen)? 

 
12. Wie viele Erstattungsbescheide, die auf einer Verpflichtungserklärung nach § 68 Abs. 1 

AufenthG beruhen, wurden nach Kenntnis der Landesregierung bis heute befristet nieder-
geschlagen (bitte die Anzahl sowie die Höhe der niedergeschlagenen Erstattungsbescheide 
nach den in Frage 6 genannten kommunalen Trägern getrennt ausweisen)? 

 
13. Wie viele Verwaltungsgerichtsverfahren wurden nach Kenntnis der Landesregierung bis 

heute durch Verpflichtungsgeber (Bürgen) angestrengt, um sich gegen einen Erstattungs-
bescheid bzw. eine Erstattungsforderung eines zugelassenen kommunalen Trägers zu weh-
ren? 

a) Wie viele Verwaltungsgerichtsverfahren konnten bereits abgeschlossen werden?  

b) Wie viele Vollstreckungsverfahren konnten bislang noch nicht abgeschlossen wer-
den? 

c) Wie viele Verwaltungsgerichtsverfahren wurden im Sinne des Verpflichtungsgebers 
(Bürgen) entschieden?  

d) Wie viele Verwaltungsgerichtsverfahren wurden nicht im Sinne des Verpflichtungs-
gebers (Bürgen) entschieden?  
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14. Wie viele Erstattungsforderungen, die auf einer Verpflichtungserklärung nach § 68 Abs. 1 
AufenthG beruhen, sind nach Kenntnis der Landesregierung aufgrund eines Verwaltungs-
gerichtsentscheids rechtskräftig nicht mehr durch den Bürgschaftsgeber zu begleichen? 

 
15. Auf welche Höhe belaufen sich nach Kenntnis der Landesregierung die Erstattungsforde-

rungen, die auf einer Verpflichtungserklärung nach § 68 Abs. 1 AufenthG beruhen und 
die aufgrund eines Verwaltungsgerichtsentscheids rechtskräftig nicht mehr durch den 
Bürgschaftsgeber zu begleichen sind? 
 

16. An wie vielen Visaverfahren waren die Ausländerbehörden des Landes seit 2013 bis heute 
beteiligt und in wie vielen dieser Verfahren wurden durch die beteiligten Ausländerbehör-
den Verpflichtungserklärungen nach § 68 Abs. 1, § 66 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes 
eingeholt (bitte nach Jahren getrennt ausweisen)? 

 
17. Kann die Landesregierung bestätigen, dass die Angaben nach § 29 Abs. 1 Nr. 10 AZRG 

für sämtliche im Rahmen einer Beteiligung am Visaverfahren nach Frage 16 durch die 
Ausländerbehörden des Landes eingeholten Verpflichtungserklärungen nach § 68 Abs. 1, 
§ 66 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes entsprechend der gesetzlichen Verpflichtung zur 
Übermittlung (nach AZRG bzw. AZRG-DV) von diesen an die für die Visadatei zuständi-
ge Registerbehörde übermittelt und damit in der Visadatei gespeichert wurden? 

 
18. Welche Stellen des Landes sind für die Prüfung der Ansprüche auf Leistungen nach dem 

AsylbLG und welche Stellen für die Auszahlung der Leistungen nach dem AsylbLG zu-
ständig (bitte einzeln ausweisen)? 

 
19. Welche Stellen des Landes sind im Falle eines Erstattungsanspruchs (gegenüber Personen, 

die eine Verpflichtungserklärung nach § 68 AufenthG abgegeben haben) zuständig für die 
Rückforderung für Leistungen, die nach dem AsylbLG ausgezahlt wurden (bitte einzeln 
ausweisen)? 

 
20. Wird bzw. wurde durch eine Landesvorschrift, abweichend zu § 68 Abs. 1 AufenthG, die 

Kostenübernahme für die Versorgung im Krankheitsfall und bei Pflegebedürftigkeit durch 
einen Verpflichtungsgeber ausgenommen? 

a) Wenn ja, in welchen konkreten Landesvorschriften wird dies geregelt (bitte einzeln 
ausweisen)? 

b) Wenn ja, wie hoch waren nach Kenntnis der Landesregierung die Kosten, die seit 
dem Jahr 2013 bis heute für die Versorgung im Krankheitsfall und bei Pflegebedürf-
tigkeit angefallen sind (bitte nach Jahren getrennt ausweisen)? 

c) Wenn ja, in welchen Haushaltstiteln werden die Kosten für die Versorgung im 
Krankheitsfall und bei Pflegebedürftigkeit abgebildet (bitte einzeln ausweisen)? 

 
 
Wiesbaden,13. Februar 2019  
 Der Parlamentarische Geschäftsführer: 

Dr. Frank Grobe 
 
 
 
 
 
 


